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KUBA 1999: Zwischen Repression und Agonie
Susanne Gratius
Wohin steuert die kubanische Revolution? Ist die innenpolitische Verhärtung zu Beginn des
Jahres 1999 ein Zeichen für die Agonie des Castro-Regimes und eine wachsende Opposition,
oder handelt es sich lediglich um eine kurzfristige Strategie der Einschüchterung, um die
Ordnung wiederherzustellen? Der zunehmend martialische Diskurs des Regimes richtet sich
inzwischen nicht mehr allein gegen die externe Bedrohung durch die USA, sondern auch ge-
gen die “interne Bedrohung” durch zwei post-sowjetische Phänomene: Kriminalitätsanstieg
und politischer Pluralismus. Die Wirtschaftskrise und die zunehmende Dollarisierung des
Landes stellen nicht nur das sozialistische Prinzip der Gleichheit, sondern auch die sozialen
Errungenschaften und damit die wichtigste Legitimationsbasis der Revolution in Frage. Die
langfristigen Folgen des Antagonismus zwischen wirtschaftlicher Öffnung und politischer
Stagnation sind nur schwer vorauszusagen, da Fidel Castro mit Hilfe der Militärs die Ge-
schicke des Landes nach wie vor fest in der Hand hält. Andererseits könnte gerade der abso-
lute Machtanspruch des Kommandanten das Ende einer “Revolution ohne Erben” einleiten.
Innenpolitische Verhärtung
Das Castro-Regime fühlt sich bedroht, nicht nur
von außen, wie offiziell behauptet, sondern viel-
mehr durch die wachsenden innenpolitischen
Spannungen seit dem Zusammenbruch des sozia-
listischen Blocks. Ein Jahr nach dem historischen
Papstbesuch und fast pünktlich zur 40-Jahresfeier
der Revolution hat die kubanische Regierung zu
Beginn des Jahres 1999 einen innenpolitischen
“Säuberungsprozeß” eingeleitet, mit dem Argu-
ment, die angeblich von den USA finanzierte Sub-
version, Dissidenten einbegriffen, zu bekämpfen.
Es wurde ein Exempel statuiert:
• Im März verurteilte man vier bekannte Oppo-
sitionelle und Autoren eines politischen Mani-
fests für demokratische Reformen in einem
nicht öffentlichen Prozeß zu Gefängnisstrafen
zwischen dreieinhalb und fünf Jahren.
• Parallel dazu und mit der offensichtlichen In-
tention die Dissidenten mit Kriminellen gleich-
zusetzen, begann der Prozeß gegen zwei salva-
doranische Saboteure, die wegen mehrerer
Bombenattentate gegen kubanische Hotels im
Sommer 1997 zum Tode verurteilt wurden.
 
 Zwei Monate später erhielten drei unabhängige
kubanische Journalisten Haftstrafen bis zu drei
Jahren wegen “Beleidigung von Staatsbeamten”.
Obwohl sie nicht unter die neue Gesetzgebung
fallen, waren sie die ersten Opfer der Strafrechts-
verschärfung gegen die freie Meinungsäußerung.
Am 15. März 1999, drei Jahre nach dem umstrit-
tenen Helms-Burton-Gesetz, trat das Gesetz zur
Brennpunkt Lateinamerika Nr. 10-9976
“Verteidigung der nationalen Unabhängigkeit und
kubanischen Wirtschaft” in Kraft, das Freiheits-
strafen zwischen zwei und 20 Jahren für US-
Kollaborateure vorsieht. Dies sind im Prinzip alle
Personen, deren Informationen den Zielen des
Helms-Burton-Gesetzes oder des Embargos die-
nen könnten, um “die interne Ordnung zu zerstö-
ren, das Land zu destabilisieren und den soziali-
stischen Staat und seine Unabhängigkeit zu liqui-
dieren”. Der Interpretationsspielraum ist damit
nahezu unbegrenzt, und das Gesetz dient allen
potentiellen Regimekritikern als Warnung und
Abschreckung für außerparteiliche Meinungsfrei-
heit.
 
 
 Schärfere Maßnahmen gegen Kriminalität
 
 Kurz vor der Repressionswelle hatte die kubani-
sche Regierung einen Feldzug gegen den steten
Anstieg der Kriminalitätsrate im Zuge der Dolla-
risierung der kubanischen Wirtschaft eingeleitet.
In seiner Rede vom 5. Januar 1999 forderte Fidel
Castro härtere Strafen für Kriminelle sowie die
Beendigung der Prostitution. Die Antwort kam
prompt:
• Das Polizeiaufgebot in Havanna wurde ver-
stärkt und eine neue Spezialbrigade gebildet,
die vor allem für die Bekämpfung von Prosti-
tution, Diebstahl und Drogenhandel zuständig
ist und im Gegensatz zu anderen Einheiten
über modernste Ausrüstung verfügt. Nichtof-
fiziellen Verlautbarungen zufolge nutzte man
dabei auch die Gelegenheit, um offizielle und
nichtoffizielle Freiberufler zu schikanieren.
Seitdem scheinen jedoch Prostitution und
Diebstahl nicht länger das Bild der kubani-
schen Hauptstadt zu prägen.
• Am 15. Februar verabschiedete die nationale
kubanische Volksversammlung eine Straf-
rechtsreform, die einerseits die Straftatbestän-
de, die mit der Todesstrafe geahndet werden
können, erweitert und andererseits vormals na-
hezu unbekannte Delikte wie Drogenhandel,
Prostitution von Minderjährigen, Geldwäsche
oder gewaltsamer Raub aufnimmt. Darüber
hinaus wurden die Sanktionen für “Diebstahl
von Staatseigentum” (de facto der Schwarz-
markthandel) und Waffenbesitz verschärft. Im
Gegensatz zum bisherigen Strafrecht, das
Höchststrafen von 20 Jahren vorsah, können
jetzt auch lebenslängliche Urteile verhängt
werden.
Die drakonischen Maßnahmen zeigen, daß der
wirtschaftliche Öffnungsprozeß nach der Auflö-
sung des sozialistischen Blocks, ebenso wie in
zahlreichen anderen Transformationsgesellschaf-
ten – sprich China, Rußland oder einige osteuro-
päische Staaten – nicht nur die Regimekritik ver-
stärkt, sondern auch ein neues Sicherheitsproblem
geschaffen hat, das die kubanischen Machthaber
zum ersten Mal öffentlich anerkennen. Der Präsi-
dent des kubanischen Parlaments Ricardo Alarcón
de Quesada rechtfertigte die Strafrechtsreform am
5. März mit dem Argument, der Kampf gegen
Kriminalität sei vor allem ein politisches Anlie-
gen, “da sie uns von innen aushöhlen kann”. Kuba
ist zwar von der organisierten Kriminalität, Ma-
fiabildung und weitverbreiteten Korruption in
anderen ehemals sozialistischen Staaten noch weit
entfernt, die Strafrechtsverschärfung macht aber
deutlich, daß die wachsende Kriminalität sowohl
die interne Stabilität als auch langfristig den bis-
herigen sozialen Konsens gefährden kann. Gleich-
zeitig steht sie in offensichtlichem Widerspruch zu
einer Revolution, die seit Jahrzehnten die Entste-
hung des von Ernesto Che Guevara konzipierten
“neuen Menschen” predigt und deren Legitimation
vor allem auf hohen moralischen Ansprüchen als
Gegensatz zum Materialismus der kapitalistischen
Staaten basiert.
Internationale Reaktionen und außen-
politische Konsequenzen
Die internationale Reaktion auf die innenpolitische
Verhärtung blieb nicht aus: Nach dem Scheitern
der US-Resolution im vergangenen Jahr verurteil-
te die Menschenrechtskommission der Vereinten
Nationen Kuba am 23. April wegen Verletzung
der Menschenrechte und Mißachtung der demo-
kratischen Grundrechte. In einer Erklärung der
deutschen Präsidentschaft vom 16. März kritisier-
te die EU das Urteil gegen die Dissidenten scharf,
der spanische Regierungspräsident José María
Aznar sagte den seit einem Jahr geplanten Besuch
der spanischen Könige in Kuba im ersten Halbjahr
1999 ab, und Kanada kündigte eine Revision der
bisherigen Politik des konstruktiven Engagements
an.
Trotz der scharfen Verurteilung der Maßnah-
men im Ausland hatte die innenpolitische Verhär-
tung bisher kaum außenpolitische Auswirkungen.
Im Gegenteil, die Einbindung des Landes in die
Weltwirtschaft macht stete Fortschritte: Auch
ohne Abkommen ist die EU inzwischen mit Ab-
stand der wichtigste Kooperations- und Handels-
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partner des Inselstaates, Kanada sein bedeutend-
ster Investor und Allianzpartner auf dem ameri-
kanischen Kontinent, und trotz US-Veto hat Kuba
seine Beziehungen zu den Nachbarstaaten erheb-
lich verbessert. Kuba ist seit 1998 Mitglied von
ALADI, gehört der Association of Caribbean
States (ACS) sowie dem Lateinamerikanischen
Parlament an und hat einen Beobachterstatus bei
den AKP-Staaten. Angesichts dieser außenwirt-
schaftlichen Fortschritte und der Tatsache, daß
die politische Lage im Land nur einen geringen
Einfluß auf die Wirtschaftsbeziehungen ausübt,
scheint das Kosten-Nutzen-Kalkül des Regimes
das Risiko einer möglichen innenpolitischen
Destabilisierung durch Regimekritiker und den
Anstieg der Kriminalitätsrate höher zu bewerten
als die möglichen außenpolitischen Kosten.
Wie so oft, rechtfertigte die kubanische Re-
gierung die Maßnahmen mit dem legitimen Schutz
gegen das omnipräsente Feindbild USA, die gegen
die kubanische Wirtschaft und die nationale Un-
abhängigkeit des Landes Krieg führen. Der de
facto kubanische Premierminister Carlos Lage
begründete sowohl die Verurteilung der Dissiden-
ten als auch die Strafrechtsverschärfung mit dem
altbekannten Argument der legitimen Verteidigung
gegen den “intensiven und skrupellosen Krieg der
USA für das Ende des sozialistischen Staates und
der kubanischen Unabhängigkeit”. Demnach kann
nur der kubanische Sozialismus die Souveränität
garantieren, während eine politische Öffnung nicht
nur ein Zugeständnis an die Interessen der USA
wäre, sondern automatisch den Verlust der natio-
nalen Unabhängigkeit nach sich ziehen würde.
Wie lange sich diese Argumentation noch auf-
rechterhalten läßt, hängt vor allem von der Kuba-
Politik der USA ab. Sollte die US-Regierung ihre
jahrzehntelange Isolierungsstrategie aufgeben und
das Embargo lockern, könnten sie damit womög-
lich einen politischen Machtwechsel auf der Ka-
ribikinsel beschleunigen. Anzeichen dafür gibt es
bereits: Seit 1998 hat die US-Regierung zahlrei-
che Embargo-Beschränkungen wieder zurückge-
nommen und den Stand der Beziehungen vor der
Verabschiedung des Helms-Burton-Gesetzes wie-
der hergestellt. Im März 1998 und Januar 1999
autorisierte die US-Regierung die Wiederaufnah-
me der Direktflüge nach Havanna, hob die Be-
schränkungen für die Geldsendungen bis zu 1.200
Dollar jährlich auf, gab die humanitäre Hilfe frei
und fördert seitdem bilaterale Kontakte im kultu-
rellen und akademischen Bereich.
Gesellschaftlicher Wandel und politischer
Pluralismus in Kuba?
Der zunehmend martialische Diskurs des Regimes
gegen alle inneren und äußeren Feinde der Revo-
lution, der dem eines Landes im Kriegszustand
gleicht, ist ein verläßliches Thermometer für die
Zuspitzung der innenpolitischen Lage. Die jüngste
Kampagne gegen Regimekritiker und Andersden-
kende macht deutlich, daß sich das Castro-
Regimes einer wachsenden Bedrohung von innen
ausgesetzt sieht und befürchtet, die Kontrolle über
die Situation zu verlieren. Der zu Beginn der
neunziger Jahre eingeleitete halbherzige markt-
wirtschaftliche Öffnungsprozeß hat die Grund-
feste des kubanischen Sozialismus erschüttert und
untergräbt die Legitimation der politischen Füh-
rungselite. Ein aufstrebender Privatsektor, die
Aufwertung der Religion, soziale Unterschiede
sowie das Entstehen einer autonomen Zivilgesell-
schaft machen deutlich, daß sich Kuba auf dem
Wege einer Transition befindet, die sich in einer
wachsenden Distanz zwischen einer reformwilli-
gen Bevölkerung und einer stagnierenden politi-
schen Führungselite widerspiegelt.
Auch wenn dies offiziell abgestritten wird, hat
das Ende des real existierenden Sozialismus auch
in Kuba einen gesamtgesellschaftlichen Wand-
lungsprozeß bewirkt, der langfristig politische
Konsequenzen haben könnte und sich bereits heute
in einer zunehmenden Polarisierung zwischen
Staat und Volk widerspiegelt. Das politische
Spektrum in Kuba hat sich erweitert. Neben der
Kommunistischen Partei und den staatlichen Or-
ganisationen sind neue Spielräume für die Katho-
lische Kirche sowie zahlreiche kleinere Nichtre-
gierungsorganisationen (NRO) entstanden. Dar-
über hinaus hat sich die Distanz zwischen Regie-
rung und Intellektuellen vergrößert, die weiterhin,
wenn auch nicht offiziell, eine autonome Debatte
über die Zukunft des Landes führen. Auch die
140.000 staatlich anerkannten und zahlreichen
illegalen Freiberuflichen, die weder einer der tra-
ditionellen staatlichen Organisationen angehören
noch gewerkschaftlich organisiert sind und deren
Identifikationsbereitschaft mit der Revolution
damit geringer ist, sind ein potentieller politischer
Akteur.
Selbst innerhalb der politischen Elite des Lan-
des besteht eine größere Meinungsfreiheit und ein
gewisser politischer Pluralismus. Obwohl es in
der Kommunistischen Partei zweifellos Reform-
kräfte gibt, konnten sie sich bisher nicht langfri-
stig gegen die Hardliner durchsetzen. Das Ergeb-
nis der beiden letzten Parteitage macht deutlich,
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daß die “Einheitspartei” keineswegs ein mono-
lythischer Block ist, sondern durchaus ein Dissens
zwischen Erneuerern und Traditionalisten über
den Inhalt und die Umsetzung des Reformprozes-
ses besteht. Der IV. Parteitag im Jahre 1991, zwei
Jahre nach dem Fall der Berliner Mauer, ging
zugunsten der Reformer aus: Neben der Glau-
bensfreiheit wurde ein Generationswechsel in der
politischen Führungsschicht beschlossen und die
Grundlage für die nachfolgende Verfassungs- und
Wahlrechtsreform geschaffen. Ebenso ging die
anschließende wirtschaftliche Öffnung aus diesem
Parteitag hervor. Auch wenn die verabschiedeten
Reformen unter den Erwartungen der Erneuerer
blieben, verschafften das Ende des realen Sozia-
lismus und die kubanische Wirtschaftsmisere zu
Beginn der neunziger Jahre den Reformkräften
Auftrieb.
Die Erneuerungsperiode währte jedoch nicht
lang. Sie wurde nach dem Abschuß zweier US-
amerikanischer Zivilflugzeuge durch die kubani-
sche Luftwaffe am 24. Februar 1996 von einer
Phase der Stagnation abgelöst, die bis heute an-
dauert. Um sich an der Macht zu halten, greift das
Castro-Regime seit 1996 verstärkt zur offenen
oder versteckten Repression gegen Kritiker inner-
halb und außerhalb der eigenen Reihen, die sie
damit rechtfertigt, jede von der offiziellen Partei-
linie abweichende Meinung diene den Zielsetzun-
gen der USA. In diesem Sinne kann beispielsweise
die 1996er Kampagne gegen das Centro de Estu-
dios sobre América (CEA) und somit gegen die
Entstehung einer unabhängigen Gruppe akademi-
scher Freidenker interpretiert werden. Der V.
Parteitag im Oktober 1997, der dem 30.Todestag
des Che gewidmet war, stand ganz im Zeichen der
historischen Vision der orthodoxen Kräfte: Ob-
wohl die Verjüngung der Parteispitze fortgesetzt
wurde, konnten die Reformer diesmal wenig aus-
richten. Die politische Resolution des V. Partei-
tags sollte Einheit und Geschlossenheit zugunsten
der Kommunistischen Partei und der politischen
Führung Fidel Castros demonstrieren, während
das wirtschaftliche Grundsatzpapier keine inno-
vativen Vorschläge enthielt. Der V. Parteitag si-
gnalisierte vielmehr die fortschreitende Militarisie-
rung des politischen Systems. Die Streitkräfte
stellen jetzt ein Drittel des Politbüros und wurden
durch ihr erfolgreiches Management zahlreicher
Staatsbetriebe von Fidel Castro als Avantgarde
der staatlich gelenkten Wirtschaftsreformen aus-
gezeichnet. Im Anschluß an den V. Parteitag
übernahm der General Ulises Rosales del Toro
das Zuckerministerium, eine wirtschaftliche
Schlüsselstellung; angesichts der desolaten Si-
tuation des wichtigsten kubanischen Exportsektors
aber auch ein mögliches politisches Verhängnis.
Aus Sicht der Hardliner geht die eigentliche
Bedrohung für die Revolution von den marktwirt-
schaftlichen Reformen und ihren fatalen Folgen
für die bisherige Solidargemeinschaft aus. Wie
selbst Fidel Castro 1993 einräumte, bleibt dem
Regime jedoch keine andere Wahl als das staatli-
che Wirtschaftsmonopol abzubauen: Paradoxer-
weise gerade um die sozialen Errungenschaften im
Gesundheits- und Bildungsbereich aufrechtzuer-
halten sowie wirtschaftlich und politisch zu über-
leben, sind Strukturreformen zwecks Anpassung
an die Bedingungen des Weltmarktes unerläßlich.
Neben der Förderung des Tourismus und der
ausländischen Direktinvestitionen als Hauptdevi-
senquellen hat die kubanische Regierung auch eine
Teilreform der internen Wirtschaftsordnung vor-
genommen: Die Freigabe des Dollarbesitzes, die
Arbeit auf eigene Rechnung in über 100 Berufs-
zweigen, die Umwandlung des sowjetischen Kol-
chossystems in kleinere landwirtschaftliche Pro-
duktionsgenossenschaften sowie die begrenzte
Öffnung der Bauern- und Handwerkermärkte sind
die bedeutendsten Zugeständnisse an die Markt-
wirtschaft. Einen Privatsektor oder eine Wäh-
rungsreform wird es im von Castro regierten Ku-
ba auch weiterhin nicht geben. Die wenigen Frei-
beruflichen sind verstärkten staatlichen Kontrollen
und hohen Steuern (bis zu 1.000 Dollar monatlich
für die sogenannten paladares) ausgesetzt.
Die Folgen der Dollarisierung:
Ende der Solidargemeinschaft?
Tourismus und Dollarbesitz haben das soziale
Gefüge der kubanischen Gesellschaft grundlegend
verändert und das Einkommensgefälle vergrößert.
Durch die Dollarisierung der kubanischen Wirt-
schaft hat sich eine Zwei-Klassen-Gesellschaft der
lohnabhängigen Peso- und der privilegierten
Dollarbesitzer gebildet. Die Devisen stammen vor
allem aus dem Tourismus und der finanziellen
Unterstützung durch Familienangehörige im Exil,
die mit jährlich einer Mrd. US-Dollar inzwischen
die Hauptdevisenquelle des Landes darstellt. Pa-
radoxerweise wird die Aufrechterhaltung des ku-
banischen Systems damit ausgerechnet von den
vormals als “gusanos” diskreditierten Exilkuba-
nern finanziert. Dies widerspricht nicht nur der
von den Exilkubanern geforderten strikten Em-
bargopolitik der USA, sondern auch der anti-
imperialistischen Propaganda des Castro-
Regimes. Somit ist durch die Dollarisierung der
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kubanischen Wirtschaft eine Brücke zwischen
Exil und Nation entstanden, die einen entschei-
denden Beitrag zur Versöhnung “beider Kubas”
leistet.
Zu den Opfern der Dollarisierung gehören
neben den Rentnern die traditionellen Stützen des
Regimes: Die hochqualifizierte Einkommensgrup-
pe der Ärzte, Lehrer und Universitätsprofessoren
hat kaum Zugang zum Dollar und kann nicht auf
eigene Rechnung arbeiten. Die Dollarisierung hat
zu einer Umkehrung der sozialen Pyramide ge-
führt: Kellner, Taxifahrer, Prostituierte und
Hauspersonal gehören im neuen wirtschaftlichen
Umfeld zur aufstrebenden Elite des Landes, wäh-
rend Kubaner mit Universitätsabschluß zur unter-
privilegierten Klasse gehören. Angesichts dieses
offensichtlichen Widerspruchs zum offiziellen
Diskurs der sozialen Errungenschaften, die ja
gerade den Ärzten, Lehrern und Professoren zu
verdanken sind, kündigte die Regierung Ende
April 1999 Gehaltserhöhungen für Ärzte von um-
gerechnet 15 auf 25 Dollar an.
Die Maßnahme scheint dennoch nur ein Trop-
fen auf den heißen Stein und löst das Grundpro-
blem eines Wirtschaftssystems von zwei parallel
zirkulierenden, nichtkonvertierbaren Währungen
kaum. Viele Experten sind der Ansicht, nur eine
Währungsreform könnte das Dilemma des dualen
Binnenmarktes langfristig beenden und gleichzei-
tig die Integration des Landes in das internationale
Handels- und Finanzsystem beschleunigen. Dies
allerdings lehnen die kubanischen Autoritäten zum
Teil zu Recht mit dem Argument unkalkulierbarer
politischer und sozialer Risiken ab. Das Beispiel
anderer Transformationsgesellschaften wie Ruß-
land hat gezeigt, daß wirtschaftliche Schockthe-
rapien tatsächlich kein geeignetes Mittel sind, um
wirtschaftliche Stabilität zu erzielen: Die Wäh-
rungsreform in Rußland führte 1992 zu einer In-
flationsrate von 1600%; die damit verbundenen
Kaufkraftverluste destabilisieren das Land prak-
tisch bis heute.
Bilanz der graduellen Wirtschaftsreform
Der in Kuba eingeschlagene Weg der “weichen
Reform” scheint aber auch nicht zum gewünsch-
ten Erfolg zu führen: nach einem überraschenden
Wirtschaftswachstum von 7,8% im Jahre 1997
bahnt sich eine erneute Rezession an. 1998 stieg
das Bruttoinlandsprodukt lediglich um 1,5%, und
für das laufende Jahr ist ein Wachstum von 2,5%
vorgesehen. Ob sich diese optimistische Prognose
halten läßt, bleibt angesichts der beginnenden
Rezession in ganz Lateinamerika und der rück-
läufigen Weltmarktpreise für Zucker und Nickel,
den beiden Hauptexportprodukten des Landes,
mehr als fraglich. Erfolge hat die Regierung vor
allem bei der Inflationsbekämpfung und der Sa-
nierung der vormals desolaten Staatsfinanzen
vorzuzeigen: Der Preisindex stieg 1998 nur um
2,8% und das Haushaltsdefizit lag bei ca. 3%,
was im Vergleich zu den 30% im Jahre 1993 ein
erstaunlich positives Ergebnis ist. Dies ist vor
allem auf eine rigorose Sparpolitik im Rahmen der
sogenannten “Sonderperiode in Friedenszeiten”
sowie die Einführung eines selektiven Steuersy-
stems zurückzuführen.
Die Sanierung des Staatshaushalts hat aber
wenig an der desolaten Energie- und Lebensmit-
telversorgung geändert, die seit dem Zusammen-
bruch des sozialistischen Blocks vor fast zehn
Jahren besteht. Kuba importiert auch weiterhin ca.
50% seiner Lebensmittel aus dem Ausland und
deckt lediglich 22% seines Energiebedarfs. Dar-
über hinaus erzielte die Zuckerernte 1998 das
schlechteste Ergebnis seit der Revolution, die
landwirtschaftlichen Erträge gingen um 11% zu-
rück, und die Exporterlöse für Nickel und Zucker
verringerten sich aufgrund der rückläufigen
Weltmarktpreise. Nur die Tourismusindustrie
boomt: 1998 besuchten 1,4 Millionen Touristen
die Insel und brachten dem Staat Bruttoeinnahmen
in Höhe von US$ 1,8 Mrd. Angesichts des rück-
läufigen Trends seiner wichtigsten Exportproduk-
te setzt die kubanische Regierung auch in Zukunft
auf die neue Wachstumsbranche, die schon jetzt
die wichtigste staatliche Deviseneinnahmequelle
ist, allerdings hohe Investitionen für Infrastruktur
und Lebensmittel erfordert.
Mit Ausnahme der Tourismusbranche und der
Sanierung der Staatsfinanzen ist die wirtschaftli-
che Bilanz des Castro-Regimes denkbar schlecht.
Offiziellen Angaben zufolge ging das Bruttoin-
landsprodukt von 1989 bis 1993 um 35% zurück,
die Energieversorgung brach zusammen, und 70%
der Industrieanlagen wurden stillgelegt. Das reak-
tive, punktuelle wirtschaftliche Krisenma-
nagement hat die internen Widersprüche ver-
schärft, und es besteht wenig Zweifel daran, daß
sowohl die wachsende soziale Ungerechtigkeit als
auch die aufkommende Privatinitiative eine po-
tentielle Gefahr für das Regime darstellen. Nach
Meinung von Experten verschärft die gegenwärti-
ge stop-and-go-Politik ohne integrales Konzept
die Informalisierung und Dualisierung der kubani-
schen Wirtschaft und damit die Einkommensun-
terschiede. Nach fast zehn Jahren “Spezialperiode
in Friedenszeiten” stellt sich auch die Frage, wie
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lange die Bevölkerung noch bereit ist, wirtschaft-
liche Opfer ohne politische Gegenleistung des
Regimes zu bringen. Im Gegensatz zur Volksre-
publik China erhält die kubanische Bevölkerung
für den Verzicht auf demokratischen Pluralismus
kaum wirtschaftliche Freiheiten, und auch der
vormals ungeschriebene Pakt zwischen Staat und
Volk “Befriedigung der sozialen Grundbedürfnis-
se für politische Geschlossenheit” funktioniert
heute nicht mehr.
Zukunftsperspektiven: Revolution ohne Erben?
Die wachsende Diskrepanz zwischen offiziellem
Diskurs und Realität, das Ende der Solidarge-
meinschaft und die Herausbildung einer autono-
men Zivilgesellschaft sind deutliche Anzeichen
dafür, daß ein psychologischer Systemwechsel in
Kuba längst stattgefunden hat, sich die Machtha-
ber aber hartnäckig weigern, dies anzuerkennen.
Dennoch ist es durchaus möglich, daß der Anta-
gonismus zwischen Transformationsgesellschaft
und unbeweglicher Führungsschicht noch Jahre
fortbesteht; nach Auffassung vieler zumindest
solange, wie Fidel Castro an der Macht bleibt.
Eine langfristige Fortsetzung des kubanischen
Modells ohne den máximo líder scheint hingegen
nicht sehr wahrscheinlich, da der “tropische So-
zialismus” in der Tradition der lateinamerikani-
schen Caudillos von der charismatischen Figur
Fidel Castros geprägt ist. Eine Revolution ohne
Erben? Dies würde bedeuten, daß sich das politi-
sche System in Kuba am Anfang des Endes, in
einem permanenten Zustand der Agonie befände.
Spiegelt die jüngste politische Verhärtung ei-
nen langfristigen Trend zu offener Repression
wider oder ist sie lediglich Ausdruck der Fortset-
zung der flexiblen Strategie des ständigen Wech-
sels zwischen Toleranz und Einschüchterung? Es
lassen sich unterschiedliche Szenarien aufzeigen:
Militarisierung des Castro-Regimes: Die jüng-
ste innenpolitische “Säuberung” deutet auf dieses
Szenario hin. Weitere Argumente für eine Milita-
risierung des Castro-Regimes und ein schärferes
Vorgehen gegen Regimekritiker ist der wachsende
Einfluß der kubanischen Streitkräfte auf die Ge-
staltung der Innen- und Wirtschaftspolitik des
Landes. Neben der Kommunistischen Partei sind
die kubanischen Streitkräfte die wichtigste Stütze
des Castro-Regimes. Seit 1997 stellen die Militärs
ein Viertel des Politbüros, leiten sechs Ministerien
und haben sich nach der de facto Beendigung der
internationalen Missionen als ausführende Kraft
der Wirtschaftsreformen profiliert. Zahlreiche
Staatsunternehmen werden bereits von Militärs
geführt, die über weitgehende Autonomie gegen-
über der politischen Führungsschicht verfügen
und bereits heute eine eigenständige Unterneh-
merklasse bilden. Zudem basiert die derzeitige
Reform von ca. 700 Staatsbetrieben, das soge-
nannte “perfeccionamiento empresarial”, auf der
Managementerfahrung der Militärs.
Der de facto-Oberbefehlshaber der Streitkräfte
Raúl Castro ist spätestens seit dem V. Parteitag
der offizielle Nachfolger von Fidel Castro und
somit einer der Schlüsselfiguren des Post-
Castrismo. Allerdings bilden die kubanischen
Streitkräfte im Gegensatz zu zahlreichen latein-
amerikanischen Ländern keinen “Staat im Staat”,
sondern sind ein integraler Bestandteil des zivil-
militärischen Projekts der Revolution und somit
loyal gegenüber dem Regime, das ihnen sowohl im
alten als auch im neuen wirtschaftlichen Kontext
weitreichende Privilegien verschafft hat. Gleich-
zeitig wird das Militär bisher nicht mit repressiven
Maßnahmen gegen die Bevölkerung identifiziert,
da diese Rolle traditionell dem mächtigen kubani-
schen Sicherheitsapparat und der Polizei vorbehal-
ten ist. Ob es im Falle einer Polarisierung zwi-
schen Regime und Opposition zu einer offenen
Konfrontation zwischen Militär und Volk kommen
könnte, bleibt somit fraglich. Sollten sich die in-
nenpolitischen Spannungen verschärfen oder Fidel
Castro als politische Identifikationsfigur nicht
mehr zur Verfügung stehen, ist ein Eingreifen der
Militärs als effizienteste Institution der kubani-
schen Revolution sehr wahrscheinlich. Die Nähe
zu den USA und eine mögliche Intervention, die
wachsende Abhängigkeit vom kapitalistischen
Ausland sowie die Gefahr eines gesamtgesell-
schaftlichen Konflikts sprechen allerdings gegen
die dauerhafte Einrichtung einer Militärherrschaft.
Wachsender Einfluß der Reformkräfte inner-
halb der Führungselite: Momentan ist dieses
Szenario zwar nicht wahrscheinlich, angesichts
des Wechsels zwischen “apertura y cierre” aber
nicht auszuschließen. Unter dem Stichwort die
„Revolution revolutionieren“ hat sich in kubani-
schen Intellektuellenkreisen ein Konsens für weit-
gehende Reformen innerhalb des bestehenden
Systems der Kommunistischen Einheitspartei
herausgebildet. Auch innerhalb der Institutionen
der kubanischen Revolution gibt es Reformkräfte,
die vor allem in der Wirtschaftspolitik mehr Ver-
änderungen wünschen, sich aber bisher nicht ge-
gen Fidel Castro und die Hardliner durchsetzten
konnten. Diese Kräfte treten für mehr Mitbestim-
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mung der Bürger in den politischen und wirt-
schaftlichen Entscheidungsprozessen, eine weiter-
gehende Anpassung an die soziale Marktwirt-
schaft, einschließlich der Entstehung kleiner und
mittelständischer Unternehmen in privater Hand,
sowie die Fortsetzung des Sozialprogramms und
der Dominanz der Kommunistischen Partei ein.
Der Einfluß der Reformkräfte in der politi-
schen Führungselite ist konjunkturabhängig.
Sollte sich die Wirtschaftskrise weiter verschärfen
und der Reformdruck steigen, könnten die Erneue-
rer innerhalb des Regimes wie zu Beginn der
neunziger Jahre wieder Aufwind bekommen. Zu
den Reformern bzw. moderaten Kräften innerhalb
der Nomenklatur wird die neue Generation um den
Außenminister Roberto Robaina, den Kulturmi-
nister Abel Prieto sowie den Wirtschaftsfachmann
Carlos Lage gezählt. Aber auch dem als mögli-
chen Castro-Nachfolger gehandelten Ricardo
Alarcón und dem de facto-Gouverneur des histo-
rischen Stadtzentrums von Havanna, Eusebio
Leal, werden reformerische Tendenzen und eigene
politische Aspirationen nachgesagt. Ob sich das
angebliche “Quintett” der Erneuerer allerdings in
einem möglichen Transitionsprozeß mit den Mili-
tärs einigen und sich gegen die Hardliner durch-
setzen könnte, bleibt ebenso fraglich wie ihre ei-
gentliche politische Linie. Unabhängig davon wird
Fidel Castro, der die Revolution als sein Lebens-
werk begreift, als größtes Hindernis und bedeu-
tendste Blockadekraft für eine Transformation
von innen gesehen.
Die aktuelle politische Konjunktur deutet viel-
mehr auf einen wachsenden Einfluß der orthodo-
xen Anti-Reformkräfte hin, die ihren historischen
Führungsanspruch im Rahmen der Kommunisti-
schen Einheitspartei um jeden Preis zu verteidigen
scheinen. Neben Raúl Castro haben die Hardliner
der Partei unter Führung des Vizepräsidenten des
Staatsrates, José Ramón Ventura Machado, ihren
Einfluß innerhalb des Systems gestärkt. Die mo-
mentane Diskreditierung der Reformkräfte inner-
halb des Regimes ist einerseits auf die hohen so-
zialen Kosten des zögerlichen wirtschaftlichen
Öffnungsprozesses zurückzuführen und anderer-
seits auf das Risiko, Zugeständnisse an den bisher
uneingeschränkten Machtanspruch des kubani-
schen Regimes machen zu müssen. Die gegen-
wärtige Reformblockade könnte jedoch langfristig
zu einer gesamtgesellschaftlichen Polarisierung
führen, vor allem wenn Fidel Castro als Kohäsi-
onskraft zwischen den unterschiedlichen Fraktio-
nen innerhalb des Regimes, die er immer wieder
gegeneinander ausspielt, nicht mehr zur Verfü-
gung stehen sollte.
Herausbildung einer Oppositionsbewegung:
Obwohl oder gerade weil die Kriminalisierung von
Andersdenkenden die Diskrepanz zwischen Staat
und Zivilgesellschaft verstärkt, scheint nach der
Einschüchterungswelle gegen Dissidenten und
freie Journalisten das Entstehen einer Oppositi-
onsbewegung in Kuba nicht allzu wahrscheinlich.
Trotz der Freilassung von 300 Inhaftierten im
Jahre 1998 auf Gesuch des Papstes, liegt die Zahl
der politischen Gefangenen in Kuba noch immer
bei 300-500 Personen. Außerdem sind die Dissi-
denten durch die Kontrollen des mächtigen kuba-
nischen Sicherheitsapparats und die Option des
Exils – zur Zeit leben zwei Millionen Kubaner im
Ausland – erheblich geschwächt; man schätzt ihre
Zahl auf etwa 200. Durch die Diffamierungskam-
pagne der kubanischen Regierung und die Finan-
zierung vieler Gruppen aus dem meist US-
amerikanischen Ausland verfügen die Oppositio-
nellen in Kuba ebenso wie die Exilkubaner über
einen relativ geringen Rückhalt in der Bevölke-
rung. Darüber hinaus ist es der internen und ex-
ternen Opposition bisher nicht gelungen, eine
gemeinsame Zukunftsvision zu entwickeln. Auch
die Katholische Kirche ist bis auf einige Persön-
lichkeiten, wie der Vikar von Havanna, Carlos
Manuel de Céspedes, trotz ihres regierungsunab-
hängigen Diskurses und der Fähigkeit zur Mas-
senmobilisierung kein eigentlich politischer Ak-
teur und ihr gesellschaftlicher Einfluß weitaus
geringer als in anderen lateinamerikanischen Län-
dern.
Eine spontane Massenmobilisierung gegen das
Castro-Regime ist zwar denkbar, angesichts der
jüngsten Einschüchterungskampagne aber weniger
wahrscheinlich als zuvor. Dieses Szenarium ist im
wesentlichen von der Entwicklung der wirtschaft-
lichen Situation abhängig. Sollte es der Regierung
nicht gelingen, die Versorgungskrise in den Griff
zu bekommen und die wachsende soziale Unge-
rechtigkeit zu verringern, könnte es zu Protestak-
tionen kommen, deren Ausgang nur schwer vor-
auszusagen ist, aber evtl. für das erste Szenarium
sprechen könnte. Langfristig gesehen ist ein Gene-
rationskonflikt in einer “Revolution ohne Erben”
vorprogrammiert. Über 60% der kubanischen
Bevölkerung gehören der post-revolutionären
Generation an, die im Gegensatz zu ihren Eltern
nicht die Euphorie, sondern die Krise des kubani-
schen Entwicklungsmodells erlebt hat. Einge-
schränkte politische Meinungsfreiheit, unfreiwilli-
ger Konsumverzicht, geringe Berufsperspektiven
und ein historischer politischer Diskurs ohne Zu-
kunftsvisionen bieten kaum Identifikationsmög-
lichkeiten für die kubanische Jugend, die sich
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immer stärker am amerikanischen Weltbild orien-
tiert.
Kurzfristiges Szenario – Krisenmanagement:
Die innenpolitische Verhärtung des Jahres 1999
deutet darauf hin, daß das Regime durch die
wachsenden inneren Widersprüche und das per-
manente wirtschaftliche Krisenmanagement an
Rückhalt in der Bevölkerung verloren hat, wobei
die offene Repression gegen jede Form der politi-
schen Kritik diesen Trend eher fortsetzten dürfte.
Bisher gründete sich der Machterhalt des Castro-
Regimes auf Gewaltverzicht, politische Kontrolle
durch ideologische Indoktrination, einen nationa-
len Diskurs und ein umfassendes Sozialpro-
gramm. Sollte die Repressionswelle hingegen
anhalten, könnte das Regime nicht nur an Legiti-
mation verlieren, sondern auch die Weichen für
künftige politische Konflikte mit ungewissem
Ausgang stellen.
Die kurz- und mittelfristigen Perspektiven
deuten auf eine Fortsetzung des gegenwärtigen
muddling through mit Hilfe der unkalkulierbaren
Strategie des ständigen Wechsels von Toleranz
und Einschüchterung sowie eines permanenten
wirtschaftlichen Krisenmanagements hin. Sollte es
nicht zu einer Verschärfung der wirtschaftlichen
und sozialen Krise kommen, kann die momentane
Stagnation noch Jahre anhalten, denn die kubani-
schen Machthaber sind sich zwar bewußt, daß
kein Weg zurück führt, haben aber weder ein
alternatives Modell parat noch sind sie bereit, den
Weg nach vorn, zu mehr demokratischen und
marktwirtschaftlichen Reformen zu beschreiten.
Solange Fidel Castro die Geschicke des Landes in
der Hand hält und sich keine glaubwürdige Op-
positionsbewegung formiert, scheint eine allmähli-
che wirtschaftliche Transformation ohne politi-
sche Transition das wahrscheinlichste Szenario in
der nahen Zukunft.
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